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Praxis konkret

Aktuelles Urteil zu Brustverkleinerungen

Kassen müssen Kosten übernehmen

Krankenkassen lehnen Kostenübernahmeanträge für Brustverkleinerungen in der Regel ab. Zur Begründung 
führen sie meist an, dass in ein funktionell intaktes Organ eingegri� en werde.

Bei Kostenübernahmeanträgen für 
Brustverkleinerungen argumentie-
ren Krankenkassen o� , dass wegen 

psychischer Leiden eine Operation nicht 
in Betracht komme und au� retende Rü-
ckenbeschwerden vorrangig mit kran-
kengymnastischen Übungen auszuglei-
chen wären. Mit Urteil vom 23.10.2012, 
Az.: 16 KR 94/11 hat das Sozialgericht Lü-
neburg aber eine Krankenkasse zur 
Übernahme der Kosten für eine beidsei-
tige Brustverkleinerung verurteilt. Das 
Urteil ist noch nicht rechtskrä� ig. Das 
Sozialgericht wies in seiner Begründung 
darauf hin, dass gesetzlich Versicherte ei-
nen Anspruch auf Krankenbehandlung 
haben, wenn diese notwendig ist, um eine 
Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre 
Verschlimmerung zu verhüten oder 
Krankheitsbeschwerden zu lindern. Nach 
dem Wirtscha� lichkeitsgebot des §§ 12 
Abs. 1 SGB V müssen die Leistungen aus-
reichend, zweckmäßig und wirtscha� lich 
sein; sie dürfen das Maß des Notwendi-
gen nicht überschreiten. Unwirtscha� li-
che Leistungen können Versicherte nicht 
beanspruchen, die Krankenkassen dür-
fen diese Leistungen nicht bewilligen.

Mit einer Krankheit wird ein regel-
widriger, vom Leitbild eines gesunden 
Menschen abweichender Körper- oder 
Geisteszustand umschrieben, welcher 
der ärztlichen Behandlung bedarf oder 
den Betro� enen arbeitsunfähig macht. 
Dabei kommt nicht jeder körperlichen 
Unregelmäßigkeit Krankheitswert im 
Rechtssinne zu. Eine Krankheit liegt nur 
dann vor, wenn der Versicherte in seinen 
Körperfunktionen beeinträchtigt wird 
oder wenn die anatomische Abweichung 
entstellend wirkt.

Das Sozialgericht folgte der Argumen-
tation der beklagten Krankenkasse da-
hingehend, dass wegen äußerlicher Ent-
stellungen, die auf die Größe der Brust 
zurückzuführen sind, keine Behand-

lungsbedür� igkeit anzunehmen wäre. 
Dabei genügte nicht jede körperliche 
Anomalität. Vielmehr muss es sich laut 
Sozialgericht objektiv um eine erhebli-
che Au� älligkeit handeln, die bei Mit-
menschen z.B. Neugier oder Betro� en-
heit erzeugt, sodass die Betro� ene zum 
Objekt besonderer Beachtung wird und 
sich deshalb aus dem Leben in der Ge-
meinscha�  zurückzuziehen oder zu ver-
einsamen droht. Das Sozialgericht folgt 
auch der Rechtsprechung des Bundesso-
zialgerichtes und weist darauf hin, dass 
unter dem Gesichtspunkt einer psychi-
schen Beeinträchtigung ebenfalls keine 
Verp� ichtung zur Kostenübernahme 
herzuleiten ist. Danach löst eine rezidi-
vierende depressive Symptomatik keine 
Leistungsp� icht der Krankenkassen aus.

Aus Sicht der Kammer können jedoch 
orthopädische Beschwerden einen opera-
tiven Eingri�  notwendig machen. Dabei 
kann die Leistungsp� icht der Kranken-
versicherung nicht mit der Erwägung 
verneint werden, dass es sich nur um eine 
mittelbare � erapie handelt. Laut Sozial-
gericht (und Rechtsprechung des Bundes-
sozialgerichts) bedürfe es für Operatio-
nen, bei denen wie im aktuellen Fall in 
ein funktionell intaktes Organ eingegrif-
fen und dieses regelwidrig verändert wird, 
einer speziellen Rechtfertigung, wobei 
Art und Schwere der Erkrankung, Dring-
lichkeit der Intervention, Risiken und der 
zu erwartende Nutzen der � erapie sowie 
etwaige Folgekosten für die Krankenver-
sicherung gegeneinander abzuwägen sei-
en. Maßgebend sei zu klären, ob über-
haupt eine Kausalität zwischen Rücken-
beschwerden und der Brustgröße bestehe 
und ob Brustverkleinerungsoperationen 
überhaupt zur Besserung von Wirbelsäu-
lenbeschwerden geeignet seien.

Unter Zugrundelegung dieser gelten-
den Rechtsprechung kam die Kammer 
zu der Ansicht, dass die begehrte Brust-

verkleinerungsoperationen notwendig 
und zur Linderung der Beschwerden ge-
rechtfertigt sei. Sie stützt dies auf die 
vorgelegten Gutachten. Darin kamen 
die behandelnden Ärzte übereinstim-
mend zu dem Ergebnis, dass der Eingri�  
notwendig und sinnvoll ist. Keiner der 
behandelnden Ärzte sah ein Risikopro-
� l, das einem operativen Eingri�  entge-
genstand. 

Danach brachte die Physiotherapie, 
welche die Klägerin auch nach Auslau-
fen der Kassenleistung privat dreimal 
wöchentlich fortsetzte, keinerlei Verbes-
serung. Laut Gutachten kam es nach ei-
ner Reduktionsplastik in vergleichbaren 
Fällen bei 70 % zu einem Wegfall der Be-
schwerdesymptomatik, während bei 
30% die Beschwerden weiter bestanden, 
was auf bereits vorhandene degenerati-
ven Ursachen zurückzuführen ist.

Fazit
Damit die Krankenkassen die Kosten-
übernahme bei Brustverkleinerungs-
operationen übernehmen, muss mittels 
ärztlicher Atteste die Notwendigkeit 
nachgewiesen werden. Dabei dürfen kei-
ne degenerativen Veränderungen vorlie-
gen, auch sollte im Vorfeld eine Physio-
therapie erfolgt sein. Neben den Be-
schwerden im Brust- und Wirbelsäulen-
bereich sind auch Folgebeschwerden wie 
Furchen im Schultermuskulaturbereich 
sowie Entzündungen oder Pilzinfektio-
nen mit zu berücksichtigen, da allein 
durch die Brustverkleinerung auch die 
Folgeerscheinungen wirksam bekämp�  
werden können.
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